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Anlage 7 zur GRDrs 800/2015
Stellenschaffung
zum Stellenplan 2016
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	Amt für Stadtplanung und Stadterneuerung
	EG 12


	Verkehrsplaner/in
	1,0


	--
	79.000


1
Antrag, Stellenausstattung
Beantragt wird eine Stelle für eine(n) Verkehrsplaner(in) bei der Abteilung Verkehrsplanung und Stadtgestaltung.
2
Schaffungskriterien

Der Gemeinderat hat beschlossen, dass der Anteil des Radverkehrs in Stuttgart deutlich zunehmen soll. Ein wichtiger Baustein ist dabei der Ausbau einer fahrradfreundlichen und durchgängigen Infrastruktur. Darüber hinaus spielen unter anderem Aufgaben wie die Öffentlichkeitsarbeit („Fahrradoffensiven“ einzelner Stadtbezirke), die Betreuung etablierter Arbeitskreise (Stuttgarter Radforum) und der Schriftverkehr mit Bürger/ 

-innen, Verbänden und politischen Gremien eine weiter zunehmende und zeitintensive Rolle. Die Stellenschaffung ist daher unabdingbar, um die inzwischen weiter gestiegenen Anforderungen zur Förderung des Radverkehrs erfüllen zu können. Auf die GRDrs 789/2015 „Haushaltspaket Mobilität“ wird verwiesen.
3
Bedarf

3.1
Anlass

Dem Gemeinderat wurde am 06.10.2009 das Radverkehrskonzept für Stuttgart vorgestellt (Niederschrifts-Nr. 415/2009). Das Konzept beinhaltet einen verstärkten Ausbau der Infrastruktur für den Radverkehr, vor allem durch die Schaffung von Hauptradrouten. Mit der GRDrs. 412/2009 und GRDrs. 807/2010 wurden dem Gemeinderat die finanziellen Auswirkungen dargestellt. Im Rahmen der Beratungen zum Haushalt 2012/13 wurde der Fahrradetat gegenüber 2011 von 1.915.900€ auf jeweils 2.466.000€ pro Jahr erhöht. Im Doppelhaushalt 2014/15 beträgt der Fahrradetat 2.111.700€/Jahr.

Über den Stand der Umsetzung der verschiedenen Maßnahmen zur Förderung des Radverkehrs wurde auf Grundlage der GRDrs. 37/2014 zuletzt am 08.07.2014 im Ausschuss für Umwelt und Technik berichtet.

Die Öffentlichkeit und die Politik verfolgen den Ausbau des Radwegenetzes kritisch und erwarten eine zügige Umsetzung. Trotzdem werden die angebotenen Lösungen intensiv diskutiert. Dazu müssen bei den zum Teil sehr kleinteiligen Lösungen viele Varianten und Zusatzuntersuchungen durchgeführt werden. Der Personalaufwand ist dadurch im Vergleich zu anderen Planungsaufgaben deutlich höher. Es ist eine intensive Abstimmung mit den beteiligten Ämtern erforderlich. Insbesondere die vielen komplizierten Lösungen an signalisierten Knotenpunkten erfordern sehr viel Bearbeitungszeit. Außerdem greift die Radwegeplanung ins Bestandsnetz ein und die Planungsziele können oft nur mit Sonderlösungen erreicht werden. Eine Vergabe an externe Ingenieurbüros ist im Budget des Amtes nicht vorgesehen und wäre durch die häufige Kleinteiligkeit der Projekte auch nicht zielführend. 

3.2
Bisherige Aufgabenwahrnehmung

Die Planungsaufgaben des Radverkehrs werden in der Abteilung Verkehrsplanung von zwei Personen als Einzelthema bearbeitet. In geringem Umfang übernehmen bezirks- und projektbezogen weitere Mitarbeiter/-innen einzelne Aufgaben der Radverkehrsplanung, sofern diese mit anderen Vorhaben zusammenhängen. Mit der im Rahmen der letzten Haushaltplanberatungen geschaffenen Stelle (0,5 Stelle für Fußgänger- und Radverkehr) stehen damit derzeit für den Radverkehr in der Abteilung rein rechnerisch lediglich 2,25 Stellen zur Verfügung.

Durch die zusätzliche Aufgabenstellung und die Erwartungshaltung aus dem Gemeinderat zur zeitlichen Umsetzung der zusätzlichen Projekte wurde zunächst versucht, durch organisatorische Maßnahmen innerhalb der Abteilung die zusätzlichen Aufgaben (z.B. beim Projekt „Rad und Schule“) zu erledigen. Dies ist aufgrund der Projektdichte in den Planungsbezirken auf Dauer jedoch nicht möglich.
3.3
Auswirkungen bei Ablehnung der Stellenschaffungen

Bei einer Ablehnung der Stellenschaffung kann das Programm zur Förderung des Radverkehrs nicht im geplanten Zeitrahmen erfolgen. Für die Realisierung der Hauptradrouten ist eine Dauer von 10 Jahre angesetzt. Hierfür wurde das Radbudget deutlich erhöht. Bei einer weiteren Inanspruchnahme des vorhandenen Personalbestands für die Maßnahmen zur Förderung des Radverkehrs können andere Planungsaufgaben nicht mehr bearbeitet werden, bzw. müssen im Bereich des Fahrradverkehrs die öffentlichkeits- und werbewirksamen Maßnahmen massiv zurück gefahren und einzelne Planungen deutlich gestreckt werden. Die gewünschte Förderung des Radverkehrs mit der Umsetzung der bereit gestellten Investitionsmittel wäre damit nicht mehr möglich. 

4
Stellenvermerke
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